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Zusammenfassung 

• Im Land Nordrhein-Westfalen sind die Ausgaben für BuT im Jahr 2014 um 

15,7  Mio. Euro bzw. 12 % gegenüber dem Jahr 2013 gestiegen. Insgesamt 

wurden 151,6 Mio. Euro für Bildung und Teilhabe aufgewendet, wovon jedoch 

nur 142 Mio. Euro durch den Bund finanziert wurden. Wie bereits im Jahr 2013 

müssen die kommunalen Träger fast 10 Mio. Euro ihrer Kosten für BuT aus 

eigenen Mitteln bestreiten. Der größte Anteil für Ausgaben innerhalb des BuT 

entfiel auf die Mittagsverpflegung und das Schulbedarfspaket 

• Gemeinsam mit den Ländern Brandenburg und Niedersachsen hat das Land 

Nordrhein-Westfalen erfolgreich Klage gegen die vom Bund vorgenommene 

Revision der im Jahr 2012 angefallenen Mehr- oder Minderausgaben für BuT 

geführt. Den kommunalen Trägern Nordrhein-Westfalens wurden die in den 

Monaten April bis Juni 2014 vom Bund zu Unrecht einbehaltenen Mittel von 

etwa 70 Mio. Euro zuzüglich angefallener Verzugszinsen i.H.v. etwa 1,9 Mio. 

Euro zurückgezahlt. 

• Seit dem 1. Januar 2014 erfolgt eine kommunalspezifische Weiterleitung der 

Bundesmittel für BuT. Diese ausgabenorientierte Weiterleitung der dem Land 

monatlich zufallenden Bundesmittel für BuT an die kommunalen Träger sorgt 

für eine bedarfsgerechtere Verteilung der Mittel. 

• Mit der "Zielgruppenorientierten Jugendarbeit für Bildung und Teilhabe" 

übernimmt die Landesregierung Nordrhein-Westfalens die vom Bund zum 31. 

Dezember 2013 eingestellte Finanzierung der BuT-Schulsozialarbeit (für die 

Jahre 2015 - 2017). Insgesamt beträgt das Fördervolumen des Landes pro 

Jahr etwa 47,7 Mio. Euro. 



I. Erfolgreiche Klage vor dem Bundessozialgericht 

Unzulässige "Spitzabrechnung" des Bundes im Rahmen der Revision 2012-

Nordrhein-Westfalen erhält 70 Millionen Euro zzgl. Zinsen vom Bund zurück 

In den Monaten April bis Juni 2014 hat der Bund etwa 70 Mio. Euro der dem Land 

Nordrhein-Westfalen zustehenden Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft 

und Heizung (KdU) einbehalten. Hierbei handelte es sich um die Differenz der im 

Jahr 2012 vom Land für BuT verausgabten Mittel sowie der vom Bund für BuT 

erhaltenen Beträge (5,4 % an den KdU). Der Bund nahm damit eigenmächtig eine 

sog. "Spitzabrechnung" vor, für die nach Auffassung des Landes Nordrhein­

Westfalen keine Rechtsgrundlage bestand. 

Um die Interessen der kommunalen Träger zu wahren, erhoben die Länder 

Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Brandenburg unter Federführung des 

Landes Nordrhein-Westfalen am 5. August 2014 Klage vor dem Bundessozial­

gericht (BSG) gegen das Vorgehen des Bundes. 

Bis zur Klärung der Rechtslage sah das Land sich gezwungen, die vom Bund 

gegenüber dem Land durchgeführte "Spitzabrechnung" auch gegenüber den 

kommunalen Trägern in Nordrhein-Westfalen vorzunehmen. Das Land musste 

dafür die vom Bund einbehaltenen Mittel kommunalscharf mit den 53 Kreisen 

und kreisfreien Städten verrechnen. 

Bei der Mehrzahl der kommunalen Träger mussten im Rahmen der "Spitzab­

rechnung" Abzüge bei der Bundesbeteiligung vorgenommen werden, da deren 

Ausgaben für BuT unter der für BuT erhaltenen Bundesbeteiligung lagen. Einzelne 

kommunale Träger erhielten vorübergehende Nachzahlungen, da deren Ausgaben 

für BuT über der für BuT erhaltenen Bundesbeteiligung lagen. 
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Mit Urteil vom 10. März 2015 (Az: B 1 AS 1/14 KL) hat das BSG der Klage der 

Länder gegen den Bund stattgegeben. 

Das Gericht stellte fest, dass das Land für das Jahr 2014 einen Anspruch auf 

Finanzmittel in Höhe der gesetzlich geregelten 5,4 % an den von den Kommunen 

geleisteten KdU hat. In Folge des Urteils hatte der Bund dem Land Nordrhein­

Westfalen den seinerzeit einbehaltenen Betrag zuzüglich Verzugszinsen 

zurückzuzahlen. 

Der Betrag von über 71 Mio. Euro wurde vom Land noch im April 2015 in voller Höhe 

an die Kreise und kreisfreien Städte weitergeleitet, deren Bundesbeteiligung in den 

Monaten April bis Juni 2014 verringert wurde. 

Das Urteil bedeutete auch, dass die kommunalen Träger, welche im Rahmen der 

"Spitzabrechnung" mehr als 5,4 % ihrer kommunalen KdU erhalten haben, die in den 

Monaten April bis Juni 2014 vorläufig erhaltenen Nachzahlungen wieder ausgleichen 

mussten. 

11. Kommunalspezifisch e  Weiterleitung der Bundesm ittel ab 

2014 

Kommunale Anteile an der BuT-Bundesbeteiligung sorgen für eine 

bedarfsgerechtere Verteilung der Mittel 

Bis zum 30. Dezember 2014 sah das Gesetz zur Ausführung des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch für das Land Nordrhein-Westfalen (AG-SGB II NRW) eine 

pauschale Weiterleitung der Bundesmittel für BuT an die 53 Kreise und kreisfreien 

Städte vor. Diese erhielten die Bundesbeteiligung für Leistungen aus dem BuT in 

Höhe des vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales für Nordrhein-Westfalen 

festgelegten Prozentsatzes (3,7 % für 2014) als Anteil an ihren entstandenen Kosten 

für Unterkunft und Heizung. 

Die Weiterleitung der Bundesbeteiligung für BuT erfolgte damit ohne Bezug zu den in 

den Kommunen vorhandenen Bedarfen für BuT. Erfahrungsgemäß weichen diese 

jedoch zum Teil erheblich voneinander ab. 
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Um eine bedarfsgerechtere Verteilung der Mittel zu erreichen, hat die Landes­

regierung eine Forderung der Kommunen und ihrer Spitzenverbände aufgegriffen 

und rückwirkend zum 1. Januar 2014 die pauschale Weiterleitung durch eine 

ausgabenorientierte Verteilung der Bundesmittel an die Kreise und kreisfreien 

Städte ersetzt. 

Die kommunalen Träger erhalten danach erstmals ab dem Jahr 2014 eine 

Beteiligung für Bildung und Teilhabe entsprechend ihres kommunalen Anteils an 

den NRW-Gesamtausgaben für BuT im Jahr 2013. 

Das bedeutet: Wenn die Ausgaben eines kommunalen Trägers für BuT im Vorjahr 

4 % an den Gesamtausgaben für BuT in NRW betragen haben, erhält dieser im 

Folgejahr monatlich einen Anteil in Höhe von 4 % an der dem Land bereitgestellten 

Bundesbeteiligung für BuT. 

Es handelt sich dabei nicht um eine "Spitzabrechnung" der BuT-Mittel. Durch die 

kommunalspezifische Weiterleitung wird den unterschiedlichen kommunalen 

Bedarfen Rechnung getragen und die Entstehung ungenutzter BuT-Mittel begrenzt. 

Die kommunalen Anteile werden vom MAIS ermittelt und jährlich angepasst. Ergibt 

sich aufgrund dessen eine Über- oder Unterzahlung für die kommunalen Träger, wird 

diese rückwirkend zum 1. Januar des laufenden Jahres mit der laufenden Bundes­

beteiligung zeitnah verrechnet. 

Nach Inkrafttreten der landesgesetzlichen Regelungen im Dezember 2014 wurden 

die für das Jahr 2014 geltenden kommunalspezifischen Anteile anhand der 

kommunalen und landesweiten Ausgaben für BuT im Jahr 2013 berechnet und im 

Januar 2015 an die kommunalen Träger ausgeschüttet. 

111. Förderung von Sozialer Arbeit an Schulen durch das Land 

Nachdem der Bund die Weiterfinanzierung der Schulsozialarbeit im Rahmen 

des BuT eingestellt hat, übernimmt übergangsweise das Land die Finanzierung 

von Bildungsberaterinnen und -beratern. 

Seit dem 1. Januar 2014 kommt der Bund seiner Verantwortung zur Weiterfinan­

zierung der Schulsozialarbeit im Rahmen des BuT trotz der in der Entscheidung des 
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Bundesverfassungsgerichts vom Februar 2010 enthaltenen Vorgaben zur 

Sicherstellung des Existenzminimums für Kinder und Jugendliche nicht mehr nach. 

Dies stellt die Kreise und kreisfreien Städte in Nordrhein-Westfalen vor große 

Herausforderungen, da vielfach die für die Umsetzung von BuT vorgesehene 

Schulsozialarbeit reduziert oder aufgrund fehlender Mittel ganz eingestellt werden 

musste. 

Trotz intensiver Bemühungen der Landesregierung konnte mit dem Bund auch im 

Jahr 2014 keine Einigung zur Weiterfinanzierung der bis Ende 2013 aus dem 

Bildungs- und Teilhabepaket finanzierten Beschäftigung von Sozialarbeiterinnen 

und Sozialarbeitern getroffen werden. 

Für die Landesregierung ist die Förderung der sozialen Arbeit an Schulen ein 

wichtiges Element der Politik der Vorbeugung, die positive Zukunftsperspektiven für 

alle Kinder und Jugendliche schaffen will. Sie hat deshalb beschlossen, den 53 

Kreisen und kreisfreien Städten im Rahmen eines landeseigenen Förderprogramms 

für die kommenden drei Jahre (2015 bis 2017) ein Gesamtvolumen von 47,7 Mio. 

Euro pro Jahr zur Verfügung zu stellen, um zielgruppenorientierte Jugendarbeit an 

Schulen zum Ausgleich sozialer Benachteiligung zu gewährleisten und so Chancen­

gleichheit auf Bildung und Teilhabe zu unterstützen. 

Die kommunalen Träger sollen einen Eigenanteil leisten, der sich an den Modalitäten 

der Städtebauförderung orientiert und damit die jeweilige Haushaltssituation in den 

Kommunen berücksichtigt. 

Gleichwohl sieht die Landesregierung weiterhin den Bund in der Pflicht, die 

Schulsozialarbeit im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets in Deutschland zu 

finanzieren, da dies eine Aufgabe des Bundes zur Gewährleistung des 

Existenzminimums ist. 

IV. BuT-Ausgaben im Jahr 2014 

Im Folgenden wird die Inanspruchnahme des Bildungs- und Teilhabepakets im Jahr 

2014 im Land Nordrhein-Westfalen anhand einer Auswertung der finanziellen 

Aufwendungen der 53 kommunalen Träger dargestellt. 
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Die Berechnungen basieren auf den durch die kommunalen Träger gemeldeten und 

testierten Daten zu Ausgaben für BuT (Stand: 31. Juli 2015). 

IV.1. Ausgaben auf Landesebene 

Insgesamt wurden im Jahr 2014 durch die Kreise und kreisfreien Städte in Nordrhein­

Westfalen 151.637.406 Euro für Bildung und Teilhabe verausgabt. 116 Mio. Euro 

entfallen hierbei auf Leistungen im Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

(§ 28 SGB 11), 35 Mio. Euro auf Leistungen im Bereich Kinderzuschlag und Wohngeld 

(§ 6b BKGG). 

Abb. 1: BuT -Anteile nach Rechtskreis 

D § 6  BKGG 

Abb. 2: Prozentualer Anstie 

+16% ....---�----------

+12% 
+12% 

+8% 

+4% 

+0% +-'----'-....--
Gesamt § 28 SGB 11 § 6b BKGG 

Somit sind die Aufwendungen trotz der zum 31. Dezember 2013 vom Bund 

eingestellten Finanzierung der BuT-Schulsozialarbeit um 15,7 Mio. Euro (+ 12 %) 

gegenüber dem Vorjahr angestiegen. Der Anstieg ist insbesondere auf eine höhere 

Inanspruchnahme von Leistungen nach § 28 SGB 11 zurückzuführen, welche zu 

Mehrausgaben von 15,1 Mio. Euro (+ 15 %) führten. Die Ausgaben nach § 6b BKGG 

sind hingegen um 610.000 Euro (+ 2 %) gewachsen. 
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Abb. 3: Anstieg der BuT-Ausgaben nach Rechtskreis seit 2012 
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Blickt man bis zum Jahr 2012 zurück, sind die Gesamt-Ausgaben jährlich um 1 3  % 

gestiegen. Im Rechtskreis SGB 11 ist der Anstieg der Aufwendungen 2014 noch 

stärker als im Jahr 2013 gewesen. Nach § 6b BKGG sind die Ausgaben im Jahr 2014 

ebenfalls weiter gestiegen, allerdings in geringerem Umfang. 

IV.2. Ausgaben auf Kommunalebene 

Auch auf kommunaler Ebene sind die Mehrausgaben insbesondere auf wachsende 

Inanspruchnahme im Rechtskreis SGB II zurückzuführen: 49 der Kreise und 

kreisfreien Städte haben Mehrausgaben nach § 28 SGB II zu verzeichnen, während 

im Rechtskreis Bundeskindergeldgesetz (BKGG) 29 der 53 kommunalen Träger (kT) 

geringere Ausgaben hatten. 
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Abb. 4: kT mit erhöhten/verringerten Ausgaben nach Rechtskreis 

Gesamt 

§ 2 88GB 11 
.. . 49 . _B 

§ 6 b BKGG �-----2-9-----' 
J 

kT mit erhöhten Ausgaben D kT mit verringerten Ausgaben 

Insgesamt haben 48 der 53 Kreise und kreisfreien Städte ihre Gesamt-Ausgaben für 

BuT gegenüber 2013 erhöht, während 5 kommunale Träger im Vergleich zum 

Vorjahr weniger aufgewendet haben. Drei Städte haben ihre Ausgaben sogar um 

mehr als 25 % erhöht. 

Ausgehend von den Aufwendungen im Jahr 2012 haben mit Ausnahme einer Stadt 

alle kommunalen Träger ihre Ausgaben erhöht. Bei sieben kommunalen Trägern 

lassen sich Mehrausgaben von jeweils über 50 % feststellen. 

V. Bilanz des Bildungs- und Teilhabepakets 2014 

V.1. Bilanz auf Landesebene 

Gemäß § 46 Abs. 6 und 7 Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB 11) beteiligt sich der 

Bund an den Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets, indem er die 

Bundesbeteiligung an den KdU (§ 46 Abs. 5 SGB 11) um einen Prozentsatz (BuT­

Quote) erhöht. Dieser wird jährlich neu berechnet und entspricht dem Anteil der BuT­

Ausgaben an den KdU-Ausgaben des Landes Nordrhein-Westfalen im Vorjahr. Für 

das Jahr 2014 wurde für Nordrhein-Westfalen eine BuT-Quote von 3,7 % festgelegt, 

wodurch dem Land Bundesmittel in Höhe von 142.031.256 Euro zur Verfügung 

gestellt wurden. 
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Entsprechend der BuT-Ausgaben i. H.v. 151.637.406 Euro mussten die kommunalen 

Träger in Nordrhein-Westfalen insgesamt 9,6 Mio. Euro (etwa 6,3 % der BuT­

Ausgaben) aus eigenen Mitteln bestreiten. 

Rechnerisch ist das Defizit auf einen überproportionalen Anstieg der BuT-Ausgaben 

gegenüber den KdU-Ausgaben zurückzuführen: Für die BuT-Ausgaben wurden im 

Jahr 2014 eine Bundesbeteiligung in Höhe von 3,7 % der angefallenen KdU gezahlt. 

Tatsächlich betrug der Anteil der BuT-Ausgaben an den KdU-Ausgaben im Jahr 

2014 jedoch 4,0 %. 

Der Anteil der BuT-Ausgaben an den KdU-Ausgaben von 4,0 % im Jahr 2014 wird 

als landesspezifische BuT-Quote für das Jahr 2015 festgesetzt. Eine nachträgliche 

Spitzabrechnung durch den Bund ist derzeit nicht vorgesehen, was auch durch das 

BSG-Urteil vom 10. März 2015 (Az: B 1 AS 1/14 KL) bestätigt wurde. Um den 

kommunalen Trägern im Land eine auskömmliche Finanzierung der BuT-Mittel zu 

garantieren ist eine Spitzabrechnung jedoch notwendig. 

V.2. Bilanz auf Kommunalebene 

Das in Nordrhein-Westfalen vorliegende BuT-Defizit von fast 10 Mio. Euro ist den 

vom Bund nur unzureichend bereitgestellten Mitteln geschuldet. Zwar sorgt das Land 

mit der unter Ziffer 11. geschilderten kommunalspezifischen Weiterleitung für eine 

möglichst bedarfsgerechte Zuweisung der BuT-Mittel. Dennoch liegt es an der vom 

Bundesgesetzgeber gewählten Finanzierung, dass die BuT-Bundesmittel die 

Verausgabungen mehrerer kommunaler Träger nicht vollständig abdecken können. 

Stellt man die kommunalen für BuT erhaltenen Mittel den Ausgaben gegenüber, 

verbleiben 40 der kommunalen Träger mit Defiziten, während 13 Überschüsse zu 

verzeichnen haben. Dennoch bleibt das Ausmaß der Überschüsse (max. 15 %) und 

Defizite (max. 17 %) gegenüber der Verteilung der letzten Jahre sehr moderat. 

VI. Leistungen nach § 285GB 11 

Im Folgenden werden die Ausgaben nach Rechtskreis differenziert ausgewertet und 

auch die einzelnen Leistungskomponenten des Bildungs- und Teilhabepaketes 
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detailliert betrachtet. Die Umsetzung nach § 6b BKGG wird unter Ziffer VII. gesondert 

dargestellt. 

Insgesamt haben die 53 kommunalen Träger für Leistungen nach § 28 SGB 11 
116.468.350 Euro aufgewendet und ihre bereits 2013 um 14 Mio. Euro erhöhten 

Ausgaben abermals um 15 Mio. Euro (15 %) gesteigert. 

Acht Kreise und kreisfreien Städte haben ihre Ausgaben um mehr als 25 % 

gegenüber dem Vorjahr gesteigert. 

V1.1. Pro-Kopf-Ausgaben in BuT 

Die Analyse der absoluten Ausgaben einzelner kommunaler Träger ist nur begrenzt 

aussagekräftig, da Aufwendungen stets von der Anzahl der Anspruchsberechtigten 

abhängen. An dieser Stelle werden deshalb "Pro-Kopf"-Ausgaben dargestellt, welche 

sich auf die kommunalen Ausgaben je Anspruchsberechtigten beziehen. 

Da eine Feststellung der genauen Anzahl von BuT-Anspruchsberechtigten nach § 28 

SGB 11 nicht möglich ist, wird auf die Personen unter 25 Jahren in Bedarfs­

gemeinschaften (U25) zurückgegriffen. 
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Abb. 5: Gruppierte Pro-Kopf-Ausgaben der kommunalen Träger 

BuT-Ausgaben unter dem D < 131 € 
Landesdurchschnitt D 131-175€ 

BuT-Ausgaben über dem D 175-21 8€ 
Landesdurchschnitt • > 21 8 € 

Durchschnittlich wurden im Jahr 201 4 in Nordrhein-Westfalen 175 Euro je Person 

U25 aufgewendet. Die oben dargestellte Aufteilung der kommunalen Träger 

berücksichtigt zusätzlich zur Über- oder Unterdurchschnittlichkeit auch 

Abweichungen von 25 % über (> 218 Euro) bzw. unter « 131 Euro) dem 

Durchschnitt. 
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V1.2. Anteile der Komponenten an den Gesamtausgaben 

Das Bildungs- und Teilhabepaket umfasst sechs Leistungskomponenten, die einzeln 

durch die Anspruchsberechtigten beantragt werden können. Grundsätzlich sind die 

Verausgabungen für alle Leistungskomponenten in den Jahren 2013 und 2014 

gestiegen. Die Anteile der einzelnen Komponenten an den Gesamtausgaben für BuT 

haben sich im Jahr 2014 jedoch gegenüber dem Vorjahr geändert. Eine solche 

Änderung kann als eine Verschiebung der Bedeutsamkeit der einzelnen Komponente 

betrachtet werden: 

Abb. 6 :  Anteile der einzelnen Leistungskomponenten an BuT -Ausgaben (5GB 11) 

80z. und kult. Teilha 
4,1 % (-0,3 %) 

Mittagsverpflegu 
32,5 % (-0, 8 %) 

Lernförderung 
20,4 % (+ 5,3 %) 

ulausflüge/-klassenfahrten 
16,3 % (-1,2 %) 

8chulbedarfspaket 
26,5 % (-3,1 %) 

_8chülerbeförderung 
0,2 % (-) 

Wie bereits in den Jahren 2012 und 2013 machen die Mittagsverpflegung sowie das 

Schulbedarfspaket mit zusammen fast 60 % auch im Jahr 2014 die beiden größten 

Anteile der BuT-Ausgaben aus. Dies ist nicht verwunderlich, bedarf doch die 

pauschale Auszahlung des Schulbedarfspakets keines Antrags und steht die 

Mittagsverpflegung auch grundsätzlich jedem Anspruchsberechtigten ohne 

aufwendige Prüfung zu. 

Umso bedeutsamer ist, dass trotz steigender Ausgaben deren Anteile an den 

Gesamtausgaben im Vergleich zum Vorjahr erneut gesunken sind. Erklärt wird 

dies wie bereits im Vorjahr durch die überproportionale Zunahme der Lernförderung 

(+ 5,3 %), die im Jahr 2014 erstmals die Ausgaben für Schulausflüge/-klassenfahrten 

überwiegt. 
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Im Gegensatz zum Schulbedarfspaket sowie zur Mittagsverpflegung müssen Anträge 

auf Lernförderung die Notwendigkeit dieser Leistung belegen. Dass die 

Lernförderung in ihrem Anteil am Gesamtpaket weiterhin stark gestiegen ist, zeigt, 

dass diese Leistung trotz ihres aufwendigen Verfahrens bei den Bedürftigen 

zunehmend ankommt. 

Nur marginale Veränderungen gibt es hingegen bei den Anteilen der Sozialen und 

kulturellen Teilhabe (- 0,3 %) sowie der Schülerbeförderung (+/- 0 %), die weiterhin 

keine großen Anteile an den Aufwendungen innehaben. 

V1.3. Einzelne Komponenten im Rechtskreis 5GB 11 

Abb. 7: kT mit erhöhten/verringerten Ausgaben nach Förderart 

Lernförderung . 

Mittagsverpflegung . 

Schulbedarfspaket 

Schulausflüge/ -klassenfahrten 

Soz. und kult. Teilhabe 

Schülerbeförderung 

kT mit erhöhten Ausgaben Dunverändert D kT mit verringerten Ausgaben 

a) Schulausflüge/-klassenfahrten 

Im Jahr 2014 wurden im Land Nordrhein-Westfalen insgesamt fast 19 Mio. Euro für 

Schulausflüge und -klassenfahrten aufgewendet und somit die Ausgaben im Jahr 

2013 um 1,3 Mio. Euro und 7 % übertroffen. 

Von den kommunalen Trägern haben 42 ihre Ausgaben erhöht, drei davon mit über 

25 % gegenüber 2013. 



13 

b) Schulbedarfspaket 

Wie bereits erläutert, bedarf das Schulbedarfspaket keines Antrags und wird 

pauschal an alle Anspruchsberechtigten ausgezahlt. Die Ausgaben hängen somit 

einzig von der Anzahl der Anspruchsberechtigten ab, was sich auch im nur relativ 

leichten Anstieg von 3 % bzw. 800.000 Euro zeigt. Im Jahr 2014 wurden insgesamt 

30,8 Mio. Euro für das Schulbedarfspaket aufgewendet. 

44 der kommunalen Träger haben ihre Ausgaben im Jahr 2014 erhöht. Besondere 

Veränderungen nach oben oder nach unten finden sich nicht. 

c) Schülerbeförderung 

Im Land Nordrhein-Westfalen können Kosten für Schülerbeförderung nur in 

Ausnahmefällen erstattet werden, da anfallende Fahrtkosten nach der geltenden 

Schülerfahrkostenverordnung i.d.R. von den Schulträgern zu finanzieren sind. 

Aus diesem Grund fallen die Ausgaben für die Schülerbeförderung mit 280.000 Euro 

relativ gering aus. Aufgrund dieses relativ geringen Betrags fallen Änderungen stark 

ins Gewicht, weshalb die Zunahme von etwa 80.000 Euro einen Ausgabenanstieg 

von 42 % zum Jahr 2013 bedeutet. 

Fünf Städte wenden keinerlei Mittel für Schülerbeförderung auf. Innerhalb der 

restlichen Kreise und kreisfreien Städte zeigen sich zwar prozentual mitunter 

drastische Veränderungen der Aufwendungen. Diese sind jedoch den geringen 

Ausgangswerten geschuldet, so dass auch marginal erscheinende Mehrausgaben 

einen merklichen prozentualen Anstieg hervorrufen. 

d) Lernförderung 

Wie bereits im Jahr 2013 sind auch im Jahr 2014 die Ausgaben in Lernförderung 

deutlich gestiegen. Somit wird weiterhin dem Erlass des MAIS vom 18. Juli 2012 

Rechnung getragen, der die Auslegung der gesetzlichen Regelungen deutlich öffnet. 

Zuvor war die Inanspruchnahme der Lernförderung an hohe Voraussetzungen wie 

beispielsweise eine Gefährdung der Versetzung in die nächsthöhere Klasse 

gebunden, was mit dem Erlass im Sinne der anspruchsberechtigten Schüler auf­

gehoben wurde. 
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Im Vergleich zum Vorjahr sind die Ausgaben um 8,5 Mio. Euro und somit 56 % 

angestiegen und betrugen im Jahr 2014 insgesamt 23,7 Mio. Euro. 

Von den kommunalen Trägern haben 46 im Jahr 2014 ihre Ausgaben in 

Lernförderung abermals erhöht - hierunter in 42 Fällen um 25 % oder mehr. 

e) Mittagsverpflegung 

Die Ausgaben für Mittagsverpflegung sind im Jahr 2014 um etwa 4,1 Mio. Euro und 

12 % auf insgesamt 37,8 Mio. Euro angestiegen. 

Ein Anstieg der Ausgaben ist bei 44 der 53 kommunalen Träger zu beobachten, von 

denen 16 ihre Aufwendungen um mehr als 25 % erhöht haben. 

f) Soziale und kulturelle Teilhabe 

Diese BuT-Komponente mit Ausgaben von 4,8 Mio. Euro im Jahr 2014 ist nach wie 

vor relativ klein, auch wenn die Mehrausgaben von etwa 400.000 Euro einem 

Anstieg von 9 % gegenüber dem Jahr 2013 bedeuten. 

Insgesamt haben 39 Kreise und kreisfreie Städte ihre Ausgaben im Jahr 2014 

erhöht, 7 davon um mehr als 25 %. 

VII. Leistungen nach § Sb BKGG 

Für Leistungen nach § 6b BKGG sind in den Kreisen und kreisfreien Städten 

insgesamt 35 Mio. Euro aufgewendet worden. 

Im Vergleich zu den Aufwendungen im Bereich SGB 11 sind die Ausgaben im Bereich 

BKGG im Jahr 2014 nur in geringem Umfang gestiegen. Ursächlich dürfte hierfür 

sein, dass die Zahl der Anspruchsberechtigten im Vergleich zum Vorjahr deutlich 

gesunken ist (- 10,3 %). 

Unabhängig davon ist der Landesregierung nach wie vor bewusst, dass der Zugang 

zu den BuT-Leistungen für die Kinderzuschlagsberechtigten und Wohngeld­

berechtigte gegenüber den SGB 11- Berechtigten aufwendiger ist. 
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Während die BuT-Leistungen beim SGB 11 unmittelbar im Zusammenhang mit dem 

Grundantrag geltend gemacht werden, ist dies im Bereich des BKGG anders. Dort 

müssen die Berechtigten den BuT-Antrag gesondert zur Grundleistung (Kinderzu­

schlag oder Wohngeld) stellen. 

Die Landesregierung hat veranlasst, dass die Familien in den Wohngeld bescheiden 

auf ihre Ansprüche nach § 6b BKGG hingewiesen werden. Leider hat sich die 

Familienkasse auf Bundesebene bei den Kinderzuschlagsbescheiden bislang nicht 

zu einem vergleichbaren Schritt entschließen können. Allerdings hat sie inzwischen 

in ihrem Merkblatt zum Kinderzuschlag einen Hinweis auf die BuT-Ansprüche 

aufgenommen. 

Die Landesregierung wird auch weiterhin dafür werben, dass die Kommunen durch 

geeignete öffentlichkeitswirksame Maßnahmen und aufsuchende Angebote, z. B. in 

Kitas, Schulen und Vereinen vor Ort, möglichst viele Berechtigte erreichen. 

V11.1. Pro-Kopf-Ausgaben in BuT 

Die nachstehende Karte zeigt bei den Pro-Kopf-Ausgaben der Kreise und kreisfreien 

Städte für Berechtigte nach dem BKGG durchaus Parallelen zum Rechtskreis SGB 11 
auf. Dies spricht dafür, dass aktive Kommunen beide Personenkreise gleichermaßen 

erreichen. 
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Abb. 8: Gruppierte Pro-Kopf-Ausgaben der kommunalen Träger 

BuT-Ausgaben unter dem D < 175 € 
Landesdurchschnitt D 175-234€ 

BuT-Ausgaben über dem D 234 -293 € 
Landesdurchschnitt • > 293 € 

Eine Feststellung der genauen Anzahl von grundsätzlich BuT-Anspruchsberechtigten 

im Bereich BKGG ist nicht möglich, da Familien zugleich Wohngeld und Kinder­

zuschlag beziehen können. Statistisch betrachtet kommt es daher zu einer doppelten 

Erfassung von Berechtigten. Um gleichwohl einen Überblick über die Pro-Kopf­

Ausgaben auch für die Berechtigten nach § 6b BKGG geben zu können, sind in der 

o.a. Karte nur die Wohngeldberechtigten zur Berechnung herangezogen worden. 

Dieser Personenkreis ist wesentlich größer und damit aussagekräftiger als der der 

Kinderzuschlagsberechtigten. 
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V11.2. Einzelne Komponenten im Rechtskreis BKGG 

Für Berechtigte nach § 6b BKGG gestalten sich die Anteile der Leistungs­

komponenten an den Gesamtausgaben wie folgt: 

Abb. 9: Anteile der einzelnen Leistungskomponenten an BuT-Ausgaben (BKGG) 

Soz. und kult. Teilhabe 
8,5% (-0,7 %)-

Mittagsverpflegung 
33,7% (-0,4 %) 

Lernförderung 
15,0% (+ 3,0 o� 

Schulausflüge/-klassenfahrten 
17,2% (+ 0,1 %) 

Schulbedarfspaket 
24,6% (-2,7 %) 

Sch ülerbeförderu ng 
-----------1,0% (+ 0,7 %) 

Die Ausgaben für die einzelnen Leistungskomponenten verhalten sich ähnlich wie 

oben für den Rechtskreis 8GB 11 beschrieben. Auch hier machen die Ausgaben für 

die Mittagsverpflegung und das 8chulbedarfspaket nach wie vor den größten Teil der 

Gesamtausgaben aus. 

Ein merklicher Zuwachs bei den Leistungskomponenten ist mit 3 % nur bei der 

Lernförderung zu verzeichnen. 

VIII. Fazit 

Die Umsetzung des im Jahr 2011 eingeführten Bildungs- und Teilhabepakets stellt 

die kommunalen Träger aufgrund der bundesgesetzlichen Vorgaben noch immer vor 

große Herausforderungen: 
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Der große Verwaltungsaufwand sowie das häufig umständliche Antrags-, Prüfungs­

und Bewilligungsverfahren für BuT-Leistungen erschwerte vielen Antragsberechtigten 

und Bedürftigen den Erhalt der ihnen zustehenden Unterstützung. 

In den vergangenen Jahren konnten die kommunalen Träger jedoch durch die 

Vereinfachung vieler Verfahren, standardisierte Antragsformulare und durch Nutzung 

von Gestaltungsspielräumen für eine praxistauglichere Umsetzung des BuT in 

Nordrhein-Westfalen sorgen. 

Die Landesregierung hat sich stets dafür eingesetzt, möglichst viele 

Anspruchsberechtigte an den Leistungen des BuT partizipieren zu lassen und aus 

diesen Gründen die kommunalen Träger durch Erlasse, BuT-Gespräche, BuT-Flyer 

sowie BuT -Arbeitshilfen unterstützt. 

Auf diese Weise konnten die Ausgaben für BuT in Nordrhein-Westfalen bereits im 

Jahr 2013 um mehr als 13 % und im Jahr 2014 wiederum um 12% erhöht werden. 

Die steigenden Ausgaben der Kreise und kreisfreien Städte in Nordrhein-Westfalen 

sind somit ein Indiz für eine erfolgreiche Umsetzung des Bildungs- und 

Teilhabepakets. 

Umso wichtiger ist eine auskömmliche Finanzierung der BuT-Leistungen. Die 

derzeitigen Regelungen im SGB 11 konnten die im Jahr 2014 verausgabten BuT­

Mittel abermals nicht auffangen, so dass die kommunalen Träger im Land Nordrhein­

Westfalen insgesamt 9,6 Mio. Euro selbst tragen mussten. Die Landesregierung 

setzt sich daher gegenüber dem Bund verstärkt für eine vollständige Übernahme 

der BuT-Mittel durch eine Änderung der bundesgesetzlichen Regelungen ein. 
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